
"Eine Kooperation 
mit Russland wäre 

von Vorteil" * 

interview. Altbundeskanzler Franz Vranitzky rät Europa zu einem 
gelasseneren Umgang mit Vladimir Putin und fordert einen 
Energie-Pakt mit Russland. Er kritisiert mangelnden 
europäischen Zusammenhalt, bemängelt, dass die 
Regierenden ebenso wie Brüssel die Bürger alleingelassen 
hätten. Für Österreich empfiehlt er Gesamtschule und 
umfassende Steuerreform - Vermögenssteuern inklusive. 
Interview: Othmar Pruckner Fotos: Ian Ehm 
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Zur Person: 
Franz Vranitzky, Jahrgang 
1937, war von 1986 bis 1997 
Bundeskanzler der Repu-
blik Österreich und ab 1988 
Parteivorsitzender der SPÖ. 
In seiner Regierungszeit 
wurde der EU-Beitritt 
Österreichs verhandelt und 
19% - vor 20 Jahren -

durch eine Volksabstim-
mung finalisiert. 
Vranitzky war vor seiner 
Zeit als Politiker "Banker", 
konkret ab 1981 General-
direktor der Länderbank. 
198 + wurde er von 
Bundeskanzler Fred 
Sinowatz als Finanz-
minister in die Regierung 
geholt und beerbte diesen 
zwei Jahre später als 
Regierungschef. 
Nach seiner Zeit als 
Politiker arbeitete er als 
Konsulent für die deutsche 
West LB, daneben war er 
Aufsichtsratsmitglied in 
Frank Stronachs Magna 
Konzern. Früher bisweilen 
als "Nadelstreif-Sozialist" 
kritisiert, steht der "Eider 
Statesman" seiner Partei 
bis heute loyal gegenüber 
und unterstützt sie in 
diversen Funktionen. 
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ten Besuch unterstützte er uns. Und selbst 
da sagte er: Ich weiß nicht, ob es nicht ein 
Fehler ist, dass ich das dritte deutsche Land 
akzeptiert habe. Das waren teilweise echte 
Canossagänge für mich. Im Vergleich dazu 
sind andere Bewerber viel leichter in die 
Gemeinschaft gekommen. 
Griechenland ist ja besonders heikel ... 

Griechenland wurde mit Hilfe amerika-
nischer Investmentbanken in die Euro-
Zone hineingeschwindelt. Und noch dazu 
ist der Bevölkerung eine Finanzsituation 
ihres eigenes Landes vorgegaukelt worden, 
die so nie existierte. Was hätte man besser 
machen können? Schon viel früher auf die 
Seriosität der Kandidaten Wert legen. 
Trifft das auch auf Rumänien, Bulgarien 
und andere Länder des Ostens zu? 
Ich habe grundsätzlich nichts gegen die 
Philosophie, Länder in die Union aufzu-
nehmen, um durch die Mitgliedschaft de-
mokratische, parlamentarische und struk-
turelle Reformen herbeizuführen. Offenbar 
ist das aber ein längerer Weg, als die Opti-
misten glaubten. Ich kann aus gemachter 
Erfahrung nur hoffen, dass die heutigen 
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trend: Sie haben vor zwanzig Jahren die 
Volksabstimmung zum EU-Beitritt Öster-
reichs gewonnen. Welchen Traum von 
Europa hatten Sie damals? 
Vranitzky: Wir wollten eine Reihe von 
Handels- und investitionspolitischen Dis-
kriminierungen wegbringen. Zweitens gab 
es schon vor dem Beitritt eine enge wirt-
schaftliche Verflechtung mit den zwölf 
EU-Staaten. Unter diesen gab es viele Ent-
scheidungen, die uns betroffen haben. Wir 
saßen im Vorzimmer und mussten abwar-
ten, was das für uns bedeutet. Wir wollten 
aber drinsitzen und mitentscheiden. Und 
natürlich war und ist über allem stehend 
die EU immer das große Friedensprojekt. 
Österreichs Geschichte im 20. Jahrhundert 
war ja eine sehr leidvolle. Und so waren 
die Vermeidung eines Dritten Weltkriegs 
und der ein Abbau der Feindschaften zwi-
schen den Staaten Europas elementare Ar-
gumente. Fünf Jahre vor dem Beitritt ist 
der Eiserne Vorhang gefallen. Es ging also 
auch darum, diesen abrupt eingetretenen 

Vorteil zu lukrieren. 
Weicht das Bild der EU heute von 

Ihrem damaligen Bild signifikant ab? 
Signifikant nicht, aber doch. Ich sage 
das kritisch und bedauernd: Ab dem 
Jahr 2000 haben die Regierungen in 
Österreich und in anderen Staaten 

aufgehört, aktive Europapolitik zu be-
treiben. Sie haben die Bevölkerung in 

den Wellen der Entwicklung der EU allein-
gelassen. Das hat dazu geführt, dass immer 
weniger Staatsbürger den Sinn und Zweck, 
die Vision Europa erkannt haben. Es kam 
zur Angst vor Verlust von Arbeitsplätzen. 
Angst vor der neuen Währung. Die Regie-
renden haben zu wenig gegengesteuert, die 
Menschen zu wenig mitgenommen. 
Die Regierungen sind schuld an der heute 
so negativen Stimmung? 
Nicht nur. Es haben auch die Brüsseler 
nichts dazu beigetragen, dass die Bürger 
gesagt hätten: "Ja, das ist unser Projekt." So 

entstand die Meinung, die EU ist ein neo-

liberaler Bürokratentempel, der uns mit al-
len möglichen und unmöglichen Vor-
schriften überschüttet. Das darf man nicht 
stehenlassen, weil sonst die Integrations-
gegner, unterstützt vom Boulevard, sehr 
bald die Nase vorn haben. 
Sie orteten unlängst "schwere Gewitter-
wolken" über dem Kontinent... 
Ich schreibe es in erster Linie der man-

gelnden politischen Führung in Europa zu, 
dass man die Finanzkrise nach 2008 unter 
sehr großen Anstrengungen zwar einiger-
maßen in den Griff bekam, aber unsere 
Systeme bezüglich Solidarität bis heute auf 
eine sehr ernste Probe gestellt werden. Tat-
sächliche oder vorgeschobene innenpoli-
tische Zwänge erschwerten gesamteuro-
päische Konzepte, die den Bürgern nahe-
gebracht hätten, dass Solidarität auch im 
eigenen Interesse notwendig ist. Gleichzei-
tig entstanden in den Ländern, denen ge-
holfen wurde, massive Aversionen gegen 
die Geberländer. Das hat wiederum dazu 
geführt, dass die Gegenkräfte in den Ge-
berländern gewachsen sind. Und diese Ge-
witterwolken stehen heute noch auf dem 
blauen EU-Himmel. 
War die Sparpolitik doch zu radikal? 
Ich möchte ein Stück weiter zurückgehen. 
Das hilft zwar heute nicht wirklich, erklärt 
aber einiges. Die Mittelmeerländer Grie-
chenland, Spanien und Portugal sind bis in 
die 70er-Jahre von Militärdiktaturen regiert 
worden. Nachdem sie dieses Joch abschüt-
teln konnten, herrschte besonders in 
Deutschland und Frankreich die Meinung, 
man sollte ein Zeichen setzen und diese 
Länder sehr rasch in die Europäische Ge-
meinschaft aufnehmen. Im Vergleich dazu 
standen die peniblen Bedingungen, die Ös-
terreich zu erfüllen hatte. Ich selbst bin vier-
oder fünfmal ins Elysee nach Paris zu Prä-
sident Mitterand gereist und habe ihm er-

klärt, was wir schon alles an Vorberei-
tungen geleistet hatten. Erst nach dem fünf-
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"Ich sage das bedauernd: Ab dem Jahr 2000 haben 
die Regierungen in Österreich und in anderen Staaten 
aufgehört, aktive Europapolitik zu betreiben." 

renten durch Abwertungen oft einen un-

verdienten Wettbewerbsvorteil verschafft. 
Ihre Waren sind ja nicht besser, sondern 
nur über Nacht billiger geworden. Für ei-
nen österreichischen Exporteur ist das Ver-
hindern von wettbewerbsverzerrenden Ab-
wertungen also das Gebot Nummer eins. 
Kann eine Währungsunion auf Dauer 
ohne gemeinsame Sozial- und Fiskal-
politik funktionieren? 
Entscheidungen müssen auf verschiedenen 
Ebenen getroffen werden. Es macht keinen 
Sinn, das Pflegegeld für alle in Europa ein-
heitlich zu regeln. Aber man sollte in den 
einzelnen Politikfeldern innerhalb einer 
Bandbreite koordiniert vorgehen. 
Viele Sozialdemokraten sagen, die EU sei 
ein neoliberaies Konstrukt. Ist sie das? 
Wenn man sie als ein solches sieht und po-
litisch damit nicht einverstanden ist, dann 
muss man versuchen, die sozialdemokra-
tischen Stimmen im Parlament, in der 
Kommission zu stärken. Die Union ist 
nicht ein steriles, unpolitisches Morgen-
gericht, sondern die Vertretung der Inter-
essen der europäischen Menschen. Das ist 
auch ein Ruf an die Sozialdemokratie. 
Warum sind die sozialdemokratischen 
Parteien in Europa nicht an der Macht? 
An der Anzahl allein liegt es ja nicht. Ich 
bin weit davon entfernt zu sagen: Zu mei-
ner Zeit war alles gut. Aber gemeinsame 

Auffassungen waren damals eher spürbar. 
Es gab eine Selbstverständlichkeit der kol-
legialen Beziehungen. Ich sehe das heute in 
dieser Form nicht. Man muss auch die Ge-
sellschaft neu analysieren. Ist der Arbeiter-
begriff, der die Sozialdemokratie immer 
getrieben hat, heute noch so zu verstehen 
wie vor 40 Jahren? Es braucht die Perspek-
tiven- und die Programmdiskussion. 
Trauen Sie dem SPÖ-EU-Spitzenkandidaten 
zu, auf die Menschen zuzugehen? 
Die Entscheidung für Eugen Freund ist gut, 
ich traue ihm das zu. Er bedient sich nicht 
irgendwelcher marktschreierischer Parolen. > 
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meist innenpolitisch Schwierigkeiten und 
glauben sich zu retten, indem sie mit den 
populistischen Krawallmachern mitheulen, 
die ihrerseits damit auf Stimmenfang ge-
hen. Oft geht es auch um Courage. Coura-
ge hat der, der sagt: "Ich will euch die 
schwierigen Fragen der Integration erklä-
ren, weil ich dazu stehe." Darüber hinaus 
muss aber auch der Zustand beseitigt wer-

den, dass den Ländern von der Europä-
ischen Kommission locker vom Hocker ir-
gendwelche Regulierungen vorgeschrieben 
werden, während der Erklärungsaufwand 
bei den nationalen Regierungen bleibt. Das 
ist ein ungleiches Verhältnis und in dieser 
Form integrationsschädlich. 
Kann man den kommenden EU-Wahl-
kampf aber mit dem Slogan gewinnen: 

"Wir brauchen mehr Europa, wir wollen 
noch weniger selbst entscheiden?" 
Ich bin kein Wahlkämpfer mehr, aber wäre 
ich einer, würde ich nicht mit der Parole 

"Wir brauchen mehr Europa" in den Wahl-
kampf ziehen. Sondern mit der Frage: Wa-
rum brauchen wir Europa überhaupt? Ich 
würde eher erklären und überzeugen wol-
len. Nur Behauptungen aufstellen, Parolen 
verkünden - das ist vorbei. 
Wo ist der Erklärungsbedarf am größten? 
Es gibt ja auch in Österreich krause Ideen, 
z.B. jedem Land seinen eigenen Euro zu 
geben. Die Begründung ist, dass eine selbst-
ständige Währung den Ländern erlauben 
würde, im Notfall wieder abzuwerten. 
Wenn man diese Meinung nicht vertritt, 
muss man sich hinstellen und erklären, wa-

rum das schlecht ist und Beispiele geben: 
In Italien etwa haben wir so lange Abwer-
tungen gesehen, bis die Lira überhaupt 
nichts mehr wert war, ebenso wie die Spar-
guthaben. Und wenn eine Währung nichts 
mehr wert ist, so ist im Großen und Ganzen 
auch die Volkswirtschaft nichts mehr wert. 
Wenn man die Industriegeschichte zurück-
verfolgt, so haben sich unsere Konkur-
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Entscheidungsträger aus diesen unaufge-
räumten Baustellen lernen. 
Sie sagen, mehr Europa ist nötig, um die 
strukturellen Probleme Europas zu lösen. 
Wie schaut dieses "Mehr" konkret aus? 
Dieses Mehr soll gar nicht hei den Institu-
tionen beginnen, sondern beim Verständ-
nis der eigenen Situation in den jeweiligen 
Ländern. Damit meine ich nicht nur, aber 
auch Österreich. Faymann sagt ja auch im-
mer wieder: Die Aufgaben können ange-
sichts des Verschwindens der nationalen 
Grenzen nicht mehr nur im nationalen 
Raum gelöst werden, sondern man braucht 
Gemeinsamkeit. Und das Gemeinsame 
muss im Wettbewerb mit den anderen welt-
politischen Großräumen sichtbar werden. 
Europa ist zu wenig als Einheit sichtbar? 
Europa ist ein Großraum, nur vertreten wir 
unsere Interessen nicht gemeinsam. Viele 
glauben, in diesem wüsten Wettbewerb ge-
gen China, Indien, Russland, USA etc. auf 
eigene Faust losmarschieren zu können. 
Besonders drastisch sagt das Marine Le Pen 
in Frankreich, die ja, total retro, für die Be-
seitigung der Freizügigkeit, der offenen 
Handelsströme eintritt und zurück zum 
Protektionismus, zur Grande Nation will -

die aber dann wohl nur mehr eine Petite 
Nation wäre. Oder das Duo Cameron-
Osborne in Großbritannien ... 

Frankreich und Großbritannien sind 
zentrale EU-Staaten, und dort ist die 
Abkehr von Europa besonders massiv. 
Sollten einzelne Länder wirklich austreten, 
würde ihnen das zum wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Nachteil gereichen. Es 
wird ja auch mit gezinkten Karten gespielt. 
Das Alarmgeschrei der Regierung Came-
ron wegen angeblichen Sozialmissbrauchs 
durch Zuwanderer - dieser hat ja über-
haupt nicht stattgefunden. 
Worin sehen die Wurzeln dieser 
teilweisen Abkehr von Europa? 
Regierungspolitiker, die auf den integra-
tionsfeindlichen Zug aufspringen, haben 
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Zwei innenpolitische Fragen: Würde Sie 
Ihre Enkel- bzw. Urenkelkinder gerne in 
einer Gesamtschule sehen? 
Meine Antwort ist ja. Die Bildungsdiskus-
sion dreht sich um einen Knoten, der nicht 
mehr aufgelöst, sondern nur noch durch-
schlagen werden kann. Viele Familien ha-
ben eine bestimmte Vorstellung von elitärer 
Erziehung. Und weil sie diese nur in der 
herkömmlichen Form des Gymnasiums 
verwirklicht sehen, krallen sie sich an dieses 
Modell. Ich bin der Meinung, dass eine Ge-
sellschaft Eliten braucht. Aber die Gesamt-
schule verhindert Elitenbildung nicht. Ich 
würde sogar sagen, sie ermöglicht sie eher, 
weil mehr Transparenz herrscht, das Lehr-
personal mehr Möglichkeiten hat, die Be-
gabungen ausfindig zu machen als in von-
einander abgesperrten Schultypen. 

Die so geschätzte humanistische Ausbil-
dung wird ja nicht abgeschafft. Bildung, 
Forschung bedeutet auch Wettbewerbsfä-
higkeit. Wenn wir das Bildungsthema nur 
als Spielball unterschiedlicher Positionen 
zwischen Bundesländern und Lichtenfels-
gasse (Parteizentrale der ÖVP, Anm.) be-
trachten, dann hacken wir uns unsere eige-
nen Unterschenkel ab, auf denen wir in den 
nächsten Jahrzehnten stehen müssen. 
Soll sich die SPÖ von der Forderung nach 
Vermögenssteuern verabschieden? 
Verabschieden soll man sich nicht. Aber 
eine Steuerreform wird nie zum Erfolg füh-
ren, wenn sich die einen wie die anderen 
jeweils an eine oder zwei Steuerarten fest-
klammern. Wir haben in der Vergangen-
heit zwei Steuerreformen durchgeführt, die 
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"Warum kann man 
nicht mit Putin einen 
vernünftigen Akkord 
über eine gemeinsame 
europäiscne Energie-

politik schaffen? 
Das wäre dringendst 

notwendig." 

2trend 21 Februar 2011* 

diesen Namen verdienen: jene der Finanz-
minister Androsch und Lacina. Beide ha-
ben sich nicht auf eine einzelne Steuerart 
konzentriert, sondern hatten ein Gesamt-
bild mit starken reformatorischen Ele-
menten vor sich. Beide Reformen sind ge-
lungen und gut angekommen. Das könnten 
Modelle für eine zukünftige Vorgehens-
weise sein. 
Die SPÖ hat die Nationalratswahlen mit 
einem historischen Tiefststand an Stim-
men gewonnen. Leiden Sie da noch mit? 
So lange ich atme, werde ich mich ganz si-
cher für die Sozialdemokratie interessieren. 
Und ich habe eine ausreichende Portion an 
Hoffnung, dass die letzten Entwicklungen 
und die Erkenntnisse daraus gepaart mit 
der anlaufenden Programmdiskussion 
dazu führen werden, dass das aufhört, was 
Paul Lendvai ein "Zu Wenig an Ausstrah-
lung" nennt. 
Worauf fußt Ihre Hoffnung? 
Man kann sich natürlich nicht vornehmen: 
Ab morgen strahle ich aus. Aber mit einer 
Analyse der gesellschaftlichen Verhältnisse, 
mit den Schlussfolgerungen und mit dem 
Vorhaben, den Satz von der Öffnung sehr 
ernst zu nehmen, wird es wieder gelingen, 
mehr als nur zwei bis drei Interessensgrup-
pen anzusprechen. 
Ein Problem der Sozialdemokratie ist, 
dass der Sozialstaat offenbar an seine 
Grenzen gelangt ist... 
Der Sozialstaat sollte als eine unserer 
wesentlichen Stützen der Demokratie und 
unserer Zivilisation erkannt werden. Er 
wird aber weniger als solcher diskutiert, als 
aus der Perspektive betrachtet, was er kos-
tet. Es ist die Aufgabe einer sozialdemokra-
tisch inspirierten Politik, die Qualität des 
Sozialstaats aufrecht zu erhalten und zu 
verbessern. Dass das nicht von selber 
kommt, wissen die Sozialdemokraten und 
kämpfen daher immer wieder für einen 
hohen Beschäftigungsgrad und solides 
Wirtschaftswachstum.   

Sie meinten, dass sich Europa gegen die 
anderen Wirtschaftsmächte behaupten 
muss. Wie? Die Industrie verlagert laufend 
Produktion in billigere Regionen. 
Wenn Sie mit Menschen in Peking, Moskau 
oder Washington sprechen und es kommt 
Europa ins Gespräch, dann merken Sie in 
wenigen Sekunden, dass von London, Paris 
oder Berlin die Rede ist, fast nie von Brüs-
sel und schon gar nicht von Wien. Das 
heißt: Wenn Europa sein Gewicht als mo-
derne Industriegesellschaft in die Waag-
schale werfen will, als Begegnungskonti-
nent, als Begründer kultureller Werte, dann 
muss es in wichtigen Dingen mit einer 
Stimme sprechen. Ich beeile mich aber hin-
zuzufügen: Das hat nichts damit zu tun, 
dass man nationale Traditionen über Bord 
wirft. Es denkt ja kein Mensch daran, den 
Zillertaler und den Bewohner der Duero-
mündung in einen Brei einzurühren. Es 
wäre nur gut, im weltweiten Wettbewerb 
einheitliche Positionen einzunehmen. 
Wo wäre der gemeinsamen Auftritt 

besonders wichtig? 
Wir reden aus aktuellem Anlass sehr 

viel über Russland und Putin. Zuletzt 
gab es, abgesehen vom Einzelereignis 
Sotschi, nur zwei Themen, die die 
veröffentlichte Meinung beschäftig-

ten: Nämlich Chodorkowski und 
Pussy Riot. Fast niemand beschäftigt 

sich angesichts der beachtlichen Turbu-
lenzen in den ölliefernden arabischen Län-
dern mit der Frage: Warum kann man nicht 
mit Putin einen vernünftigen Akkord über 
eine gemeinsame europäische Energie-
politik schaffen? Das wäre dringendst not-
wendig. Man muss und soll mit Putin in 
Bezug auf sein Verständnis von Rechtsstaat-
lichkeit, Pressefreiheit und Gleichberechti-
gung nicht übereinstimmen. Aber wir 
haben ähnliche Fälle in China, Indien und 
anderen Staaten. Russland ist ein euro-

päisch geprägtes Land. Eine überschaubare 
Kooperation wäre nur zu unserem Vorteil. 
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